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BUNDESGERICHTSHOF

III_ZR 200/86 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

Johann B R,
GEEERstrate @, Gl -l

Kldger und Revisionskléger,

- Prozefbevollmichtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr. Gl -

gegen

1. Gemeinde Grd@lilllll,
gesetzlich vertreten durch den 1. Birgermeister,

wOlEER:trate @, Cr@lD,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

ProzeBbevollmdchtigter: Rechtsanwalt Dr. N -

2. Freistaat Bayern,
gesetzlich vertreten durch die Bezirksfinanzdirektion

VR, "G rafc § MR €8,

Beklagter und Revisionsbeklagter,

Prozefbevollmdchtigter Rechtsanwalt Franz (R,
II. Instanz: rEERstrate §, VD € -

WIII



Der III. Zivilsenat des Bundesgerichthofs hat durch den
Vorsitzenden Richter Dr. Krohn und die Richter Kroéner,

Boujong, Dr. Engelhardt und Dr. Rinne
am 17. September 1987
gemdf § 554 b Abs. 1 ZPO in der Auslegung durch das
Bundesverfassungsgericht (BeschluB vom 11. Juni 1980
- 1 PBVU 1/79 - NJW 1981, 39)
beschlossen:

Die Revision des Klagers gegen das

Urteil des 1. Zivilsenats des Ober-

landesgerichts Miinchen vom 15. Mai 1986

- 1 U 3852/85 - wird nicht angenommen.

Der Kldger trdgt die Kosten des Revisions-
verfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 47.250,-- DM.




Matthias Prinz
Rechtsanwalt

3 F

Grinde :

Die Rechtssache hat keine grundsdtzliche Bedeutung
(S 554 b ZPO). Die Revision bietet keine hinreichende Aus-

sicht auf Erfolg.

Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausgegangen,
dafi dem Kldger Schadensersatzanspriiche nach § 839 BGB i.V.m.
Art. 34 GG und Entschddigungsanspriiche aus dem Gesichtspunkt
des enteignenden Eingriffs nur dann zuerkannt werden koénnen,
wenn die Bauvoranfrage vom Mdrz 1984 im Ergebnis zu Unrecht

abgelehnt worden ist. Das ist indessen nicht der Fall.

Das Grundstiick des Klagers liegt nach den Feststellun-
gen des Berufungsgerichts innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteils der beklagten Gemeinde. Ein Bebauungsplan
besteht fir das Grundstiick nicht. Ein Vorhaben ist daher
nach § 34 Abs. 1 BBauG zuldssig, wenn es sich nach Art und
Mafl der baulichen Nutzung, Bauweise und der Grundstiicksfl&a-
che, die iliberbaut werden soll, in die Eigenart der n&dheren
Umgebung unter Beriicksichtigung der fiir die Landschaft
charakteristischen Siedlungsstruktur einfiigt, die Er-
schlieBung gesichert ist und wenn sonstige &ffentliche Be-
lange nicht entgegenstehen, insbesondere die Anforderungen
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhdltnisse gewahrt bleiben und

das Ortsbild nicht beeintrachtigt wird.

Diese Voraussetzungen hat das Berufungsgericht aufgrund
des Ergebnisses der von ihm durchgefiihrten Beweisaufnahme
verneinen diirfen. Das Vorhaben des Kldgers wiirde das auf dem
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ndrdlichen Grundstiick Flur Nr. 381 befindliche Gebd&ude
"vollstdndig erdriicken". Damit wiirde das Gebot der nachbar-
lichen Riicksichtnahme verletzt. Ein Vorhaben, das es an der
gebotenen Riicksichtnahme auf die in seiner unmittelbaren
Ndhe vorhandene Bebauung fehlen ldBt, fligt sich aber nicht
in der Weise in seine Umgebung ein, wie sie § 34 Abs. 1
BBauG verlangt (vgl. BVerwGE 55, 369, 386). Zudem wiirden Art
und Mafl des Vorhabens das natiirlich gewachsene Ortsbild er-
heblich beeintrdchtigen. Der auf dem Grundstiick befindliche
und zum Ortsbild gehdrige Hiigel (Kr@llllllllB) niite abgetra-
gen oder iiberbaut werden. Es wiirde damit zu einer Belastung

seiner der Landschaft angepafBten Umgebung werden.

Die Riige der Revision, das Berufungsgericht habe feh-
lerhaft seine Entscheidung auch auf den noch nicht in Kraft
getretenen Bebautungsplan Nr. 23 gestiitzt, trifft nicht zu.
Das Berufungsgericht ist - entsprechend seiner ausdriickli-
chen Feststellung - davon ausgegangen, daf fiir das Grund-
stiick des Kldgers keine bauplanmdfBigen Festsetzungen beste-

hen.



L

Da auch im iibrigen das angefochtene Urteil einen durch-
greifenden Rechtsfehler nicht erkennen 138t, erweist sich

die Revision als unbegriindet.

Krohn Krdner Boujong

Engelhardt Rinne




	BUNDESGERICHTSHOF

	wHHHIHRstraße	Gr^HH,

	2

	3

	4

	5




